
AUSSCHUSS FÜR SOZIALES, Marburg, 05.12.2016
JUGEND UND GLEICHSTELLUNG DER
STADTVERORDNETENVERSAMMLUNG
DER UNIVERSITÄTSSTADT MARBURG
- Der Vorsitzende -

An die
Mitglieder des
Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung
der Stadtverordnetenversammlung

Öffentliche Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstellung

Sehr geehrte Damen und Herren,

hiermit lade ich Sie zu einer Sitzung des Ausschusses für Soziales, Jugend und Gleichstel-
lung der Stadtverordnetenversammlung 

am Mittwoch, 07.12.2016, 17:00 Uhr,
Sitzungssaal Hohe Kante, Barfüßerstraße 50, Eingang Hofstatt, 35037 Marburg

Tel. Nr. 201 1260,

ein.

Folgende Tagesordnung ist vorgesehen:

1 Genehmigung der Niederschrift der Sitzung vom 09.11.2016

2 Bericht zur Modernisierung der Marburger Altenhilfe St. Jakob (Richtsberg) in Umset-
zung der "Marburger Leitlinien einer zukunftsweisenden Alternssozialpolitik"
Vorlage: VO/5186/2016

3 Antrag Fraktionen Marburger Linke und SPD betr. Unterstützung der Petition „Ge-
flüchtete aus Griechenland und Italien nach Deutschland holen – Relocation jetzt um-
setzen!“
Vorlage: VO/5263/2016

4 Verschiedenes

Mit freundlichen Grüßen

gez.

Roland Böhm Wolfgang Engler
Vorsitzender Geschäftsstelle

Geschäftsstelle:
Fachdienst Soziale Leistungen, Herr Engler
Friedrichstr. 36
Tel.: 2 01 - 14 62
E-Mail: wolfgang.engler@marburg-stadt.de
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Kenntnisnahme
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5186/2016
nichtöffentlich
26.10.2016

Dezernat: I
Fachdienst: 011 - Persönliche Referentin des Oberbürgermeisters
Sachbearbeiter/in: Siebler, Elke, Engel, Dr. Petra

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Vorberatung Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Marburg Kenntnisnahme Öffentlich

Bericht zur Modernisierung der Marburger Altenhilfe St. Jakob (Richtsberg) in 
Umsetzung der "Marburger Leitlinien einer zukunftsweisenden 
Alternssozialpolitik"

Die Stadtverordnetenversammlung wird gebeten, von nachfolgendem Bericht Kenntnis zu 
nehmen, in welchem Umfang und in welcher Form die von der STVV am 31.01.2015 
beschlossene Beschlussvorlage des Magistrats betr. „Modernisierung der Marburger 
Altenhilfe St. Jakob (Richtsberg) in Umsetzung der ‚Marburger Leitlinien einer 
zukunftsweisenden Alternssozialpolitik‘“ (VO/3737/2015) bei den bisherigen Überlegungen 
und Planungen zur Neustrukturierung der Sudetenstraße Berücksichtigung gefunden hat und 
wie vor allem die in Spiegelstrich 4 dieses Antrags aufgeführten Ziele umgesetzt werden 
sollen.

Beschluss:

1. Marburger Eckpunkte einer zukunftsweisenden Alternssozialpolitik

In Weiterentwicklung der „Leitlinien zur Zukunft von Wohnen und Pflege im Alter in 
Marburg“ (VO/0382/2008) sowie des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung zur 
Durchführung von „Einwohner/innen Befragungen als Grundlage zur Altenplanung“ 
(VO/0381/2009) beschließt die Marburger Stadtverordnetenversammlung die im Anhang 
dargelegten Eckpunkte einer zukunftweisenden Marburger Alternssozialpolitik.

Bericht:

Die StVV hat die vom Magistrat vorgeschlagenen Eckpunkte (VO/3737/2015 Anlage 2) 
beschlossen. Sie finden wie geplant Umsetzung im „Konzept III für eine kommunale 
Altenplanung: Gut Älterwerden in Marburg“. Dazu wurde ein Fachbeirat aus Mitgliedern aller 
Fraktionen, den relevanten (planenden) Verwaltungsverantwortlichen sowie den Marburger 
Trägern, Diensten und Einrichtungen gegründet. Der erste Zwischenbericht entstand unter 
Mitwirkung des Fachbeirates Altenplanung und ist unter VO/4443/2015 veröffentlicht. Die 
Weiterentwicklung erfolgte ebenfalls im Fachbeirat Altenplanung. 
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Das Konzept besteht aktuell aus gemeinsam entwickelten und beschlossenen Grundsätzen 
guten Älterwerdens in Marburg sowie Verabredungen zu Schwerpunkten und deren zeitlicher 
Priorisierung. Aus Kapazitätsgründen können nicht alle als wichtig erachteten 
Handlungsfelder zeitgleich bearbeitet werden. Die Schwerpunktsetzung hat in der letzten 
Fachbeiratssitzung eine weitere Präzisierung und Modulation erfahren. Derzeit arbeiten 
mehrere Arbeitsgruppen parallel an zentralen Themen: seit dem 01.09.2016 wird für das 
Thema Demenz das Kooperationsnetz „Marburger Allianz für Menschen mit Demenz“ bei der 
Stadt Marburg angesiedelt und für 24 Monate vom BMFSFJ gefördert. Dieses Netzwerk zur 
Weiterentwicklung demenzspezifischer Angebote in Marburg steht allen interessierten 
Verantwortungs- bzw. Trägerträgern offen. Als zweites gibt es die Arbeitsgemeinschaft 
(ambulante) Nachtpflege als Kooperationsstruktur der ambulanten Dienste in Marburg, die 
die Ausweitung der ambulanten Pflege in die Nachtstunden in Form eines Projektes 
realisieren und insgesamt die Kooperation der ambulanten Dienste intensivieren soll. Ein 
Pendant ist die drittens ebenfalls entstandene Arbeitsgemeinschaft der Heimleitungen mit 
dem aktuellen Fokus der neuen Pflegestärkungsgesetze. Nicht realisiert wurde hingegen 
entgegen ursprünglicher Überlegungen eine AG Quartiersentwicklung. Dieses angestoßen 
durch die Befragungen Älterer in den Stadtteilen von der Altenplanung zentral geförderte 
Anliegen findet seine Anknüpfung aktuell im IKEK-Prozess, um Doppelstrukturen zu 
vermeiden. Die Stabsstelle Altenplanung ist in der IKEK-Steuerungsgruppe Mitglied. 
Ebenfalls nicht umgesetzt wurde die gewünschte AG Mobilität, obwohl die Aufgabe der 
Entwicklung eines ganzheitlichen Mobilitätskonzeptes für gutes Älterwerden in Marburg 
dringend wäre, was allein die zahlreiche Befassung des Seniorenbeirats mit Mobilitätsfragen 
zeigt. Leider reicht dafür aktuell die Kapazität nicht aus. Zu einer öffentlichen Fachdiskussion 
der bisherigen Ausarbeitungen, insbesondere der Grundsätze und Ortsspezifika Guten 
Älterwerdens in Marburg sowie der prioritär anzugehenden Handlungsfelder, lädt 
Oberbürgermeister Spies am 16.11.16 um 17:00 Uhr ins Erwin-Piscator-Haus ein. (Der 
Zwischenbericht ist als Anlage beigefügt).

Beschluss:

2. Weiterentwicklung der Marburger Altenhilfe St. Jakob

Zur Umsetzung dieser Marburger Eckpunkte gehört die fortgesetzte Weiterentwicklung 
sämtlicher Geschäftsbereiche der Marburger Altenhilfe St. Jakob GmbH - vom 
Begegnungszentrum und ambulanten Dienst über Tagespflege und Servicewohnen bis 
hin zu modernen Konzepten stationärer Pflege. Das Vorhalten eines eigenen 
pflegerischen Angebotes durch die Stadt Marburg dient als Möglichkeit einer 
zukunftsweisenden Mitgestaltung der Altenhilfestruktur und -landschaft in Marburg.

Bericht:

In beiden im Prüfantrag „Marburger Modell“ (VO/5112/2016) vorgeschlagenen Varianten der 
Modernisierung wird den benötigten und gewünschten Angeboten vom Begegnungszentrum 
und ambulanten Dienst über Tagespflege und Servicewohnen bis hin zu modernen 
Konzepten stationärer Pflege Rechnung getragen.
Begegnungszentrum, ambulanter Dienst und stationäre Pflege werden nach wie vor Auf der 
Weide angeboten sowie in der Variante 2 des Prüfantrags „Marburger Modell“ 
(VO/5112/2016) zukünftig ebenso am Standort Sudetenstraße. Dort entsteht bei beiden 
Varianten ein ausgeweitetes Servicewohnen. Moderne Konzepte stationärer Pflege sollen 
bei Variante 2 v.a. am neuen vierten Standort der MAHSJ (Vitos-Gelände o. a.) Umsetzung 
finden als Wesenskern der zweiten Variante im Prüfantrag „Marburger Modell“ 
(VO/5112/2016). In der Variante 1 wird, soweit baulich möglich, eine Annäherung an das 
Konzept stationärer Hausgemeinschaften angestrebt.
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Beschluss:

3. Modernisierung des Altenzentrums am Richtsberg

Das Altenzentrum der MAHSJ (in der Sudetenstraße 24 am Richtsberg) wird durch 
Renovierung der Wohnnutzung und Modernisierung gemäß den Erfordernissen 
moderner stationärerAltenpflegeangebote wie folgt weiterentwickelt und ausdifferenziert:

 Die MAHSJ wird mit dem Altenzentrum (am Richtsberg) in enger Kooperation mit der 
Gemeinnützigen Wohnungsbau GmbH (GeWoBau) durch Renovierung und 
Modernisierung ein breit gefächertes Angebot an (stationärer) Pflege, (Service-
)Wohnen sowie Beratung und Begegnung für das Quartier realisieren.

 Eigentümerin des Hauses am Richtsberg/Sudetenstraße 24 bleibt die Stiftung St. 
Jakob, die Bewirtschaftung erfolgt durch die GeWoBau. Diese schafft zudem im 
näheren Umfeld des Altenzentrums am Richtsberg sowie in ihrem weiteren 
Wohnungsbestand Möglichkeiten des Servicewohnens. Dafür werden 
Betreuungsverträge mit der MAHSJ angestrebt.

 Im Erdgeschoss des Altenzentrums entstehen in enger Kooperation mit der 
Universitätsstadt Marburg Angebote der Beratung und Begegnung für Ältere 
Richtsberger/innen. Zudem finden weiterhin die Verwaltung der MAHSJ sowie eine 
Anlaufstelle ihres ambulanten Dienstes Platz, welche auch Leitstellenfunktionen des 
Servicewohnens wahrnehmen kann.

Bericht:

Die Geschäftsführung der MAHSJ und die Stabsstelle Altenplanung haben gemeinsam mit 
der Ortsvorsteherin sowie dem Bewohnernetz für Soziale Fragen BSF e. V., den 
evangelischen Kirchen am Richtsberg, dem FB Soziales: Altenhilfe/Geschäftsführung des 
Seniorenbeirats und Pflegebüro/Fachstelle Wohnberatung, der Freiwilligenagentur FAM 
e. V., der Katholischen Pfarrgemeine Liebfrauen sowie dem „Lebenswerten Stadtteil 
Richtsberg“ mit der Konzeptentwicklung für ein erweitertes Beratungs- und 
Begegnungszentrum im EG der Sudetenstraße begonnen. Sobald Klarheit über 
Bedingungen der Umsetzung und die Zukunft des Gebäudes besteht, kann die Realisierung 
des in Entwicklung befindlichen Konzeptes begonnen werden, manches bereits vor dem 
endgültigen Umbau.

Beschluss:

4. Im rechten und mittleren Gebäudeblock werden nach Cölber Vorbild 48 Pflegeplätze der 
4./5. Generation des Altenwohnbaus in vier modernisierten stationären 
Hausgemeinschaften (mit je 12 Pflegeplätzen) geschaffen. Während einer 
Übergangsperiode werden die 32 Pflegeplätze der 3. Generation im linken Gebäudeteil 
sukzessive abgebaut, parallel zum Aufbau des Servicewohnens sowie der 
Pflegeangebote in den Stadtteilen. Die Reduktion beginnt mit Fertigstellung der 
Umbaumaßnahme.

Bericht:

Die als Anlage 2 der VO/4443/2015 „Konzept kommunale Altenplanung MR III“ vorgestellte 
Umbauplanung hat keine Unterstützung der Hessischen Betreuungs- und Pflegeaufsicht des 
Hessischen Amtes für Versorgung und Soziales Gießen gefunden. 
Mitgeteilt wurde mit Schreiben vom 14.04.2016, die gemeinsame Nutzung der Funktions- 
und Sanitärräume (Pflegebad) durch die konventionellen 32 Pflegezimmer und zugleich 
durch die neu entstehenden 48 Hausgemeinschaftsplätzen „wird hier kritisch gesehen. 
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Grundsätzlich steht eine gemeinsame Raumnutzung, wie sie den hier vorgelegten 
Grundrissplanungen zu entnehmen ist, einer zu fordernden stringenten strukturellen und 
organisatorischen Trennung beider Konzepte entgegen, da sowohl Bewohner als auch 
Mitarbeiter den Bereich der stationären Hausgemeinschaften regelmäßig betreten 
müssen…. Zu bedenken ist auch der mit der Planung verbundene organisatorisch 
unterschiedliche Personaleinsatz [unterschiedliches Maß der An-/Abwesenheiten; 
konzeptionell bedingte unterschiedliche pflegerische Haltung; PE]“… Es könnte damit der 
Eindruck geweckt werden, dass einer ‚2-Klassen-Gesellschaft‘ Vorschub geleistet wird“. 
Weitere Kritikpunkte werden angeführt.

Dr. Thomas Spies
Oberbürgermeister

Anlage
Bericht
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Thematische Übersicht 
 
 
 

1 Einführung und Grundsätze  
 
1.1 Grundsätze und Ortsspezifika Guten Älterwerdens in Marburg  
1.2 Fundamente der Marburger Altenplanung  
1.3 zeitgemäße kommunale Alterns-Planung in Marburg  
1.4 Alternsvielfalt u. -bilder im demografischen und kulturellen Wandel  
 
 
2 Kernthemen guten Alterns in Marburg  
 
2.1 Alltags- und Zeitgestaltung im Alter  
 
2.1.1 (Nach-)Berufliches und Freiwilliges Engagement  
2.1.2 Bildung, Kultur, Freizeit und Begegnung  
2.1.3 Sport, Bewegung, Gesundheitsförderung  
2.1.4 Altentages- und Begegnungsstätten  
 
 
2.2 Beratung und Information  
 
2.2.1 Beratungszentrum mit integriertem Pflegestützpunkt (BiP)  
2.2.2 Sonstige Beratung zu Altern und sozialen Fragen  
2.2.3 Menschen mit Demenz und ihre Angehörigen  
2.2.4 Altern in der neuen Heimat  
 
 
2.3 Wohnen im eigenen Zuhause  
 
2.3.1 Wohnberatung und Wohnraumanpassung  
2.3.2 Altengerechte Wohnungen  
2.3.3 Service-Wohnen/Betreutes Wohnen  
2.3.4 Neue (gemeinschaftliche) Wohnformen  
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2.4 Ambulante und alltagsunterstützende Hilfen  
 
2.4.1 Alltagshilfen, techn. Assistenzsysteme und Betreuung zuhause  
2.4.2 Ambulante Tag- und Nachtpflege inkl. mobile Rehabilitation  
2.4.3 Medizinische Versorgung älterer Menschen  
2.4.4 Ambulante Hospiz- und Palliativdienste  
  
 
2.5 Tagespflege und Pflegeheime  
 
2.5.1 Tagespflege  
2.5.2 Kurzzeitpflege  
2.5.3 Alten- und Pflegeheime  
2.5.4 Stationäre Hospizpflege  
 
 
3 Alternsgerechte Stadt- u. Quartiersentwicklung  
 

3.1 Einwohner/innen-Befragungen als Grundlage zur Altenplanung  
3.2 Quartiersentwicklung – Gut Älterwerden im Stadtteil  
3.3 Stabsstelle Altenplanung  
3.4 Mobilität in Marburg  
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1 Einführung und Grundsätze  
 

 
Grundsätze und Ortsspezifika Guten Älterwerdens in Marburg 
 
 
  

  

Solidarität und Schutz 
  

  
 

Der Grundsatz der Solidarität bleibt wichtig trotz des aktuellen Alternsbil-
des, welches auf Potentiale, Gesundheit, Fitness und Selbst-
bestimmung fokussiert. Gerade Hochaltrige oder Menschen mit beson-
deren Alternsherausforderungen bedürfen der Fürsorge und der Ge-
meinschaft. Ziel ist es, dass jeder ältere und/oder pflegedürftige Mensch 
so selbstständig und selbstbestimmt wie möglich leben kann und zu-
gleich allen so viel Schutz und Hilfe, Fürsorge, Betreuung, Förderung 
und Unterstützung zuteilwerde wie benötigt. 
Altenplanung und -politik sind gemeinsam mit der Gesellschaft in der 
Pflicht, Mitmenschlichkeit und das Recht auf Würde und Schutz, nicht 
zuletzt vor Gewalt in der Pflege, umzusetzen. Zu begegnen ist den Risi-
ken, die sich aus Armut und gesellschaftlicher Benachteiligung im Al-
ter(n) ergeben. Armut und (Selbst-)Isolation sowie Förderung von Teil-
habe sind grundsätzlich zu thematisieren, wenn auch Altersarmut auf 
kommunaler Ebene nur begrenzt bearbeitbar ist. Die Marburger Al-
terns(sozial-)politik zielt auf eine solidarische Stadtgesellschaft. 
 
 
  

  

Selbstbestimmung und Selbstverantwortung 
  

  
 

Selbstbestimmtes und selbstverantwortliches Leben bis zum Ende ist 
oberstes Ziel der Marburger Alternssozialpolitik. Der Wille des Einzelnen 
wird höher bewertet als allgemeine Grundsätze. Beispielweise ist trotz 
des Grundsatzes „ambulant vor stationär“ nicht immer der 
Verbleib in der angestammten Wohnung der Königsweg, ebenso kann 
ein Wohnungswechsel oder der Umzug in eine pflegerische Einrichtung 
ratsam sein. 
Und trotz der moralischen Pflicht, Mit-Menschen zu schützen und zu un-
terstützen, muss es auch im Alter ein Recht auf Unvernunft und Risiko 
geben; die Freiheit also, (folgenreiche) Entscheidungen zu treffen. 
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Entwicklung zeitgemäßer und vielfältiger Alterns-Begriffe/-Bilder 
  

  
 

Kommunale Alternspolitik und Altenplanung haben Prozesse anzustoßen 
und zu unterstützen, Vielfalt zuzulassen und abzubilden. Die Belange 
unabhängiger, fitter Marburger/innen ab der Lebensmitte und im berufli-
chen Übergang sind ebenso einzubeziehen wie jene Hochaltriger bzw. 
„Verletzlicher“ mit eventuell mehrfachem Unterstützungsbedarf. Men-
schen im Übergang zwischen Alternsphasen mit sich wandelndem 
Selbstbild werden genauso adressiert wie jene, die mit besonderen Her-
ausforderungen älter werden. 
 
 
 

  

Engagiert für sich und andere – im frei gewählten Rahmen 
  

 
 

Aktives Altern bzw. Freiwilliges Engagement Älterer werden gefördert. 
Damit Engagement Lust und Spaß macht, können alle frei über ihre Be-
teiligung entscheiden. Niemand darf sich zum Engagement gedrängt o-
der gar verpflichtet sehen. Beschauliche, häusliche Gestaltung des Al-
terns oder Rückzug wird gleichwertig respektiert wie Engagement. Der 
Grad gemeinschaftsbezogener Aktivität und des Beitrags für die Gesell-
schaft ist kein Bewertungsmaßstab für „Alternserfolg“. Zudem ist Alterns-
sozialpolitik weder auf Pflege- und Versorgungsstrukturen noch auf eine 
„Politik des aktiven Alterns“ reduziert. 
 
 
  

  

Partizipative Weiterentwicklung der Eckpunkte guten Älterwerdens 
in Marburg 

  

 

Insbesondere unter Einbeziehung des Seniorenbeirates und der Organi-
sationen von, mit und für ältere Menschen sind die Grundsätze/Präambel 
des Konzepts III sowie die Kernbereiche der kommunalen Alternssozial-
politik und Altenplanung dauerhaft weiter zu entwickeln. Die Arbeit des 
Fachbeirates ist nach dem Vorbild der Sport- und Bäderkommission oder 
der Feuerwehr AG zum Bedarfs- und Entwicklungsplan stetig fortzuset-
zen. Auf Entsprechungen zwischen formulierten Grundsätzen und ihre 
Umsetzung in zentralen Handlungsfeldern (im Kapitel 2 des Konzept III) 
ist zu achten. 
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Gut Älterwerden als Querschnittsziel und -aufgabe  
kommunaler Entwicklungsplanung 

  

  
 

Die Umsetzung des Konzeptes für eine kommunale Altenplanung in 
Marburg III findet fachbereichs- und fachdienstübergreifend in Verwal-
tungsprozessen sowie in Kooperation mit Engagierten, Trägern und Un-
ternehmen (z.B. Wohnungsgesellschaften), also verschiedenen Akteurs-
gruppen und Anbietern von Dienstleistungen für Ältere, statt. Die Ge-
samtverantwortung für gutes Älterwerden in Marburg liegt im Sinne der 
kommunalen Daseinsvorsorge moderierend, steuernd und planend bei 
der Kommune. Neben der Altenplanung sind gleichermaßen die Stadt/-
entwicklungs/-planung, die Sozial- und die Sportentwicklungsplanung, 
die Wohnungsentwicklung und das Gleichberechtigungsreferat sowie der 
Fachdienst Soziale Leistungen insbes. mit dem Pflegebüro/Fachstelle für 
Wohnberatung und der Altenhilfe/Seniorenbeirat mitverantwortlich. 
 
 
 
  

  

Systematisches Einfordern der stärkeren Mit-Verantwortung  
von Land und Bund  

  

  
 

Viele Aspekte guten Älterwerdens sind nicht allein durch örtliche Gege-
benheiten geprägt sondern bedingt durch Strukturen und Entscheidun-
gen auf Landes- und Bundesebene.  
Der Magistrat/Die Stadt Marburg setzt sich daher über seine/ihre Vertre-
tungen/Verbände (z.B. Städtetag) für förderliche Entwicklungsbedingun-
gen guten Älterwerdens auch auf überregionaler Ebene ein. Denn: Al-
tenhilfe und Altenplanung sind im Gegensatz zu Jugendpflege und Ju-
gendhilfeplanung Freiwillige Leistungen. Ebenso fehlt trotz entsprechen-
der langjähriger Initiativen nach wie vor ein (bundesweites) Altenhilfege-
setz und in Hessen auch ein dem Hessischen Kinder- und Jugendhilfe-
gesetzbuch entsprechendes Landes-Regelwerk für gutes Altern. Dies ist 
perspektivisch im Sinne der Gleichbehandlung (AGG) unhaltbar und eine 
große Belastung für kommunale Altenplanung und Alternssozialpolitik.  
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2 Handlungsschwerpunkte Gut Älterwerden  
 

Die Grundsätze und Ortsspezifika Guten Älterwerdens in Marburg sind 
wie eine Art Präambel für die künftige Altenarbeit und -politik vom Fach-
beirat verabschiedet. Damit geht es im zweiten Schritt um die Festlegung 
von Schwerpunkten und zeitlichen Reihenfolgen der Arbeit. 
Der Aufgabenkreis für Alternspolitik und -planung ist groß. Die derzeiti-
gen Kapazitäten erlauben keine gleichzeitige Bearbeitung aller wichtigen 
und wünschenswerten Bereiche.  
 
Hilfreich ist eine Kategorisierung der Handlungsfelder nach solchen, die 
gut laufen bzw. zu Daueraufgaben geworden sind; solchen die ganz ak-
tuell bzw. neu sind und schließlich jenen, die derzeit nicht ausreichend 
bearbeitet werden (können). 
 
a) Handlungsfelder, die gut abgedeckt werden: 
- (Nach-)Berufliches und Freiwilliges Engagement 
- Beratung und Information 
- Wohnberatung und Wohnraumanpassung 
 
b) aktuelle und neue Arbeits-Schwerpunkte: 
- Bildung, Kultur, Freizeit und Begegnung(sstätten) 
- Menschen mit Demenz und ihre Angehörigen 
- Neue (gemeinschaftliche) Wohnformen 
- Ambulante Tag- und Nachtpflege  
- Einwohner/innen-Befragungen als Grundlage zur Altenplanung 
- Quartiersentwicklung – Gut Älterwerden im Stadtteil 
 
c) offene, noch anstehende Bereiche: 
- Sport, Bewegung, Gesundheitsförderung 
- Altern in der neuen Heimat 
- Service-Wohnen/Betreutes Wohnen  
- Alltagshilfen, technische Assistenzsysteme und Betreuung zuhause 
- Kurzzeitpflege 
- Mobilitätskonzept für Ältere in Marburg 
 

 
Im Idealfall wird das Konzept nicht allein fortlaufenden aktualisiert, son-
dern dauerhaft einen Roten Faden für jedwede Entscheidung bilden: Ist 
die Realisierung gewünschter und benötigter Neuentwicklungen derzeit 
machbar? Wer kann wie beteiligt werden? (Wie) Sind neue politische 
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Entwicklungen umsetzbar? Kann sich Marburg an einem ausgeschriebe-
nen Förderprogramm beteiligen? 

 

 
 
Diskussionsvorschläge zur Schwerpunktsetzung für Handlungsschwer-
punkte und ihre Realisierung: 
 
  
  
  

Zu zentralen Kapiteln des Konzept III zeigt die Graphik: 
 
- in rot die bereits verabschiedeten Grundsätze als Präambel 
- in grün aktuelle bzw. zentrale Umsetzungsbereiche 
- in lila ebenfalls wichtige aber derzeit wg. Kapazitätsgründen und 
geteilter Verantwortung nicht bearbeitbar Handlungsfelder 
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Anlage: Eckpunkte einer zukunftweisenden 
Marburger Alternssozialpolitik (VO/3737/2015) 
 

 

Die im Folgenden dargelegten Eckpunkte einer zukunftweisenden Mar-
burger Alternssozialpolitik korrespondieren als Weiterentwicklung vor-
handener Marburger Konzeptbausteine mit übergeordneten Rahmen-
empfehlungen. Es handelt sich v.a. um eine Fortführung der seit dem 
Beschluss der Stadtverordnetenversammlung 2006 erstellten Konzepte I 
+ II zur kommunalen Altenplanung, der 2008 verabschiedeten „Leitlinien 
zur Zukunft von Wohnen und Pflege im Alter in Marburg“ sowie der seit 
dem Beschluss der Stadtverordnetenversammlung von 2009 zur Durch-
führung von Einwohner/innen-Befragungen vorgelegten Berichte der 
Stabsstelle Altenplanung aus den Jahren 2010 und 2014. Die Eckpunkte 
stellen den Rahmen dar für das durch den Projektkreis als Fachbeirat 
seit 2015 weiter aus zu formulierende Konzept III der Altenplanung1.  
 
Einfließen werden neben dem EU-Konzept des „Active Ageing“ v.a. der 
im Frühjahr 2016 erscheinende 7. Altenbericht der Bundesregierung 
„Sorge und Mitverantwortung in der Kommune – Aufbau und Sicherung 
zukunftsfähiger Gemeinschaften“, der 3. hessische Demografie-Bericht 
mit der Seniorenpolitischen Initiative der Hessischen Landesregierung 
„Alter neu denken – Zukunft gewinnen“ sowie die in Arbeit befindlichen 
Leitlinien des Landkreises Marburg-Biedenkopf zur Schwerpunktsetzung 
seiner künftigen Altenhilfe(-politik). Die Weiterarbeit erfolgt in Kooperati-
on mit weiteren städtischer Planungskolleg/innen sowie dem Senioren-
beirat und in Abstimmung mit den Entwicklungen des Programms IKEK 
Integriertes Kommunales Entwicklungskonzept sowie Soziale Stadt. 
 
 
Anlass für Bilanzierung und programmatischen Ausblick sind einerseits 
das fünfjährige Bestehen der Stabsstelle Altenplanung im April 2015 so-
wie des Beratungszentrums mit integriertem Pflegestützpunkt  
BiP im Juli dieses Jahres. Andererseits bildet die anstehende Moderni-
sierung der Marburger Altenhilfe St. Jakob (MAHSJ), für die die „Leitli-
nien zur Zukunft von Wohnen und Pflege im Alter in Marburg“ von 2009 
bereits den maßgeblichen Rahmen liefern, den konkreten Formulie-
rungsanstoß. 
 
Zentrale Aspekte der Marburger Alternssozialpolitik und Alten-planung: 
 

                                                
1
 KONZEPT III für eine KOMMUNALE ALTENPLANUNG in der Universitätsstadt Marburg 
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1. Vermittlung eines zeitgemäßen und differenzierten Alternsbildes 
mit dem Ziel eines öffentlichen Bewusstseinswandels. Erkennbar werden 
sowohl die gestiegenen Ressourcen und Potenziale Älterer zu Selbst-
verantwortung und gesellschaftlicher Mitgestaltung als auch die benötig-
ten (kommunalen) Rahmenbedingungen für ein „gutes Altern2“ im sozial-
räumlichen Kontext des Gemeinwesens, des Quartiers oder der Nach-
barschaften. 
 
2. Information, Beratung und Kooperation zu Wohnen, Betreuung, 
Pflege und Altern sowie Freiwilligem Engagement werden wesentlich ge-
fördert durch das gemeinsame Träger-übergreifende Beratungszentrum 
mit integriertem Pflegestütz-punkt BiP. Das BiP bietet kostenlos und trä-
gerneutral 
• vielfältige Informationen unter einem Dach 
• Unterstützung mit Rat und Tat 
• Begleitung bei wichtigen Entscheidungen 
• Hilfe und Unterstützung für Angehörige 
• Vermittlung in vielfältige freiwillige Tätigkeiten 
• Begleitung und Anlaufpunkt für Selbsthilfegruppen 
 
3. Wesentlicher Baustein der Marburger seniorengerechten Quartier-
sentwicklung ist der weitere Ausbau offener Angebote in den Stadtteilen. 
Diese ermöglichen neben Begegnung und Austausch v.a. Engagement 
und Teilhabe älterer Menschen, die sich für sich und andere einsetzen, 
also miteinander und füreinander. Planungs- und Entwicklungsgrundlage 
bilden die Befragungen in den Stadtteilen. Die Stadt Marburg sorgt in 
Wahrnehmung ihrer Verantwortung für die kommunale Daseinsvorsorge 
und unter Einbezug freiwilligen Engagements für die notwendigen Rah-
menbedingungen. 
 
4. Voraussetzungen guten Wohnens und Lebens im Alter werden v.a. 
durch quartiersbezogene Beratung, (Wohn-)Projekte und ambulante 
Pflegeinfrastruktur geschaffen. Dezentral in den Stadtteilen fördert die 
Stadt Marburg alternsgerechten Wohnraum, Wohnumfeld und Mobilität. 
Diese lokale Ausrichtung ist zugleich Voraussetzung für zielgruppenspe-
zifische Angebote für Ältere mit besonderen Bedarfen: ältere Menschen 
mit Behinderung, kultursensible Angebote, Begegnungs- und Wohnan-
gebote für Menschen mit Demenz und ihre Angehörigen etc. Dazu ge-
hört ebenso die Förderung innovativer, gemeinschaftlicher oder Mehrge-
nerationen-Wohnformen. 
 

                                                
2
 auch“…im hohen Alter angesichts von Verletzlichkeit und Endlichkeit“, s. Titel des Forschungsprojek-

tes der VW-Stiftung 
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5. Präventive Angebote der Gesundheits- und Bewegungsförderung3 
für ältere Menschen sowie ggfs. ihre (pflegenden) Angehörigen ergänzen 
diese dezentralen Strukturen. Dies gilt ebenso für die weiter zu entwi-
ckelnde Tages-, Nacht-, Kurz-zeit- bzw. Urlaubs- und Verhinderungs-
pflegeangebote im teil-stationären Sektor, stets in Kooperation mit vor-
handenen Trägern, Strukturen und Angeboten. 
 
6. Ergänzt werden diese beratenden, offenen, ambulanten und teil-
stationären Angebote punktuell durch modernisierte stationäre Pflegeein-
richtungen. Auch diese öffnen sich stärker ins Umfeld und werden zu 
Akteuren der Stadtteil- und Quartiers-entwicklung im Rahmen des kultu-
rellen und gesellschaftlichen Wandels des Alterns. Ein Schrittmacher 
wird dabei die Marburger Altenhilfe St. Jakob (MAHSJ) mit der beschrie-
benen Modernisierung sein. 
 
 
 
 
 
 
 

                                                
3
 s. Sportentwicklungsplanung f. Ältere, Bewegungsstarthelfer, Mehrgenerationenplätze etc. 
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Fraktionsantrag
Vorlagen-Nr.:
Status:
Datum:

VO/5263/2016
öffentlich
28.11.2016

Antragstellende Fraktion/en: SPD
Marburger Linke

Beratungsfolge:

Gremium Zuständigkeit Sitzung ist
Magistrat Stellungnahme Nichtöffentlich
Ausschuss für Soziales, Jugend und Gleichstellung Vorberatung Öffentlich
Haupt- und Finanzausschuss Vorberatung Öffentlich
Stadtverordnetenversammlung Marburg Entscheidung Öffentlich

Antrag Fraktionen Marburger Linke und SPD betr. Unterstützung der Petition "Ge-
flüchtete aus Griechenland und Italien nach Deutschland holen – Relocation jetzt um-
setzen!"

Beschlussvorschlag:

Die Stadtverordnetenversammlung unterstützt die Petition „Geflüchtete aus Griechenland 
und Italien nach Deutschland holen – Relocation jetzt umsetzen!“ 

Begründung:

Im Mai hatte die Stadtverordnetenversammlung beschlossen, angesichts der humanitären 
Katastrophe in Flüchtlingslagern an der europäischen Grenze, an das Land Hessen und die 
Bundesregierung zu appellieren, ihre Bereitschaft zu erklären, schnellstmöglich eine große 
Anzahl von Geflüchteten aufzunehmen. Die Universitätsstadt hat sich bereit erklärt, 200 Ge-
flüchtete aufzunehmen (VO/4812/2016). Auch in anderen Städten haben kommunale Gremi-
en entsprechende Beschlüsse gefasst. Seitens verschiedener Unterstützer/innen-Initiativen 
ist mittlerweile eine Petition gestartet worden, welche die Bundesregierung auffordert im Sin-
ne des EU-Relocation-Programms weitere Geflüchtete aufzunehmen. Mit der Unterstützung 
dieser Petition kann die Stadtverordnetenversammlung ihren gefassten Beschluss unterstrei-
chen.

Jan Schalauske Matthias Simon
Henning Köster-Sollwedel Kirsten Dinnebier
Inge Sturm
Roland Böhm

Anlage:
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Petition „GEFLÜCHTETE AUS GRIECHENLAND UND ITALIEN NACH DEUTSCHLAND 

HOLEN – RELOCATION JETZT UMSETZEN!“ 

 

 

 

Sehr geehrte Frau Bundeskanzlerin, 

sehr geehrter Herr Bundesinnenminister, 

sehr geehrter Herr Bundesaußenminister! 

 

Deutschland hat sich im Rahmen des europäischen „Relocation“-Programms verpflichtet, bis 

September 2017 etwa 27.300 Geflüchtete aus Griechenland und Italien aufzunehmen. Diese 

Selbstverpflichtung wurde bisher völlig unzureichend eingelöst.  

 

Wir fordern Sie deshalb auf, jetzt für eine schnelle und vollständige Umsetzung von „Reloca-

tion“ zu sorgen. 

 

Warum ist das wichtig? 

 

Mit dem 2015 von der EU beschlossenen Relocation-Programm sollen Italien und Griechen-

land entlastet werden – die beiden Länder, über die im letzten und in diesem Jahr Hundert-

tausende Geflüchtete nach Europa gekommen sind. Insbesondere Griechenland, das selbst 

unter der Wirtschaftskrise und der von der EU auferlegten Sparpolitik leidet, ist mit einer 

menschenwürdigen Unterbringung und Versorgung der Geflüchteten massiv überfordert.  

 

Nach der Schließung der Balkanroute im Frühjahr leben weit über 50.000 Menschen in 

Flüchtlingscamps, in denen es am Nötigsten fehlt. Die Lager sind oftmals überfüllt, es gibt 

keine angemessene medizinische Versorgung, die Verpflegung ist schlecht. Viele Camps 

befinden sich in abgelegenen Gegenden, die Geflüchteten leben in Zelten in verlassenen 

Industrie- und Lagerhallen ohne Heizung und ausreichende sanitäre Anlagen. 

 

Für viele der Flüchtlinge wäre das Relocation-Programm der Europäischen Union die einzige 

Hoffnung darauf, Griechenland und die katastrophalen Verhältnisse in den Lagern auf lega-

lem Weg verlassen zu können.  

 

Doch die Zusagen der europäischen Mitgliedsstaaten zur Aufnahme von Geflüchteten nach 

diesem Programm werden nur äußerst schleppend umgesetzt. Insgesamt wurden seit Sep-

tember 2015 lediglich gut 6100 Menschen EU-intern umverteilt (Stand: 18. Oktober 2016). 

Diese „Halbzeit-Bilanz“ des auf zwei Jahre angelegten Programms ist beschämend. Von den 

im September 2015 zugesagten 160.000 Relocation-Plätzen konnten bis heute gerade ein-

mal 3,7% tatsächlich in Anspruch genommen werden.  

 

Auch Deutschland hat nur einen Bruchteil der zugesagten Plätze zur Verfügung gestellt  - 

nämlich 216 von gut 27.300. Auch die kürzlich gemachte Ankündigung, künftig monatlich bis 

zu 500 Geflüchtete jeweils aus Griechenland und Italien aufnehmen zu wollen, ist völlig un-

zureichend. Sie bedeutet nichts anderes, als dass viele Menschen, die vor Krieg und Verfol-

gung geflohen sind, noch bis zu zwei weiteren Jahren unter schlechtesten Bedingungen le-

ben müssen. 
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Dafür besteht weder eine Notwendigkeit noch eine moralische Rechtfertigung. In Deutsch-

land sind ausreichend leer stehende Flüchtlingsunterkünfte vorhanden, in denen die Men-

schen vorläufig unterkommen können. Es gibt eine ganze Reihe von Kommunen, die sich 

zur Aufnahme bereit erklärt haben und es gibt nach wie vor zigtausende freiwilliger Hel-

fer*innen, die die Geflüchteten willkommen heißen und unterstützen würden. 

 

Das einzige, was fehlt, ist der politische Wille der Bundesregierung. Wir fordern Sie deshalb 

auf, jetzt zügig und umfassend die zugesagten Relocation-Plätze zur Verfügung zu stellen. 

 

 

Erstunterzeichner*innen: 

57 - Darmstadt verdoppelt 

50 aus Idomeni (Osnabrück) 

Save me Darmstadt 

Save me Mannheim 

Initiative "200 nach Marburg" 

Flüchtlingshilfe Wolfsburg e.V. 

Asylarbeitskreis Heidelberg e.V. 

Potsdam-Konvoi 

 

terre des hommes Deutschland e.V. 

Bayerischer Flüchtlingsrat 

Niedersächsischer Flüchtlingsrat 

Flüchtlingsrat Sachsen-Anhalt  

Sächsischer Flüchtlingsrat  

Flüchtlingsrat Berlin 

Flüchtlingsrat Baden-Württemberg 

 

Ramona Lenz (medico international) 

Heiko Kauffmann (Aachener Friedenspreisträger 2001, Mitbegründer von Pro Asyl) 

Prof. Dr. Klaus J. Bade (Historiker und Migrationsforscher) 

Harald Möller-Santner (Ottenser Gespräche Flucht und Migration) 

Cornelia Breuker (Ökumen. Flüchtlingsnetzwerk Garbsen) 

Edith Weimer (Integrationslotsin in Celle) 
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